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all angelegen sein liess. Herr Hoffmann galt hier durchaus nicht als eigentlich 
deutschfreundlich; sein Scheiden beunruhigte vielmehr besonders deshalb, weil man 
eine Zeitlang glaubte, es werde dadurch eine neue Orientierung der schweizerischen 
Politik inauguriert, eine Auffassung, die der ganze Verlauf der Debatten in der Bun­
desversammlung zerstreuen musste.

In Nationalrat Grimm  erblickt man nach wie vor einen Gegner Deutschlands. 
Ich erinnere daran, dass man mir vor einigen Wochen -  ich habe Ihnen darüber 
bereits berichtet -  mit einer gewissen Genugtuung mitteilte, es sei ihm die Einreise in 
Russland verboten worden, und vorgestern gab man mir Kenntnis von einer Depe­
sche Czernins, worin dieser schreibt, es bestehen bestimmte Anhaltspunkte dafür, 
dass Grimm Agent provocateur einer der alliierten Mächte sei (?).

Über die Haltung der Presse gaben Ihnen die eingesandten Zeitungsausschnitte 
Aufschluss. Im allgemeinen haben sich die grossen Blätter einer ziemlichen Zurück­
haltung beflissen; eine Ausnahme machte vorübergehend der Ullstein-Konzern 
(B .Z. am M ittag  und Die Vossische) was schon in der Fassung und Anordnung der 
Sensationstitel für die Nachrichten aus der Schweiz zutage trat.

Im Publikum bestand tatsächlich während ein paar Tagen die Befürchtung, die 
Schweiz werde ins Lager der Entente einschwenken, eine Befürchtung, welche sich 
in mannigfaltigen mündlichen, telephonischen und sogar schriftlichen Anfragen an 
die Gesandtschaft und deren einzelne Mitglieder manifestierte. Erwähnen möchte 
ich noch kuriositätshalber, dass seit den Vorfällen in Genf und Lugano3 unsere 
Gesandtschaft in diskreter Weise polizeilich bewacht wird.
/ . . . /

3. I l  s ’ag it de dém onstrations devant les consulats allem and, autrichien et turc à Genève et contre le 
roi Constantin de G rèce à Lugano. Cf. la séance du C on seilfédéra l du 20 ju in  1917, E 1004 1/265, 
n° 1539 et n° 1540.
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L e Ministre de Suisse à Washington, P. Ritter, 
au Chef du Département politique, G.Ador

R P  Ausfuhrverbote W ashington, 13. Juli 1917

Seit Abgang unseres Berichtes vom 6. Ju li1 betreffend Ausfuhrverbote ist die 
erwartete Proklamation des Präsidenten erschienen, was wir Ihnen am 9. Juli, mit 
Telegramm Nr. 63, zur Kenntnis gebracht haben. Ein Exemplar dieser vom 9. 
datierten Proklamation liegt zu Ihrer Orientierung hier bei2 (aus Official Bulletin, 
vom 9. Juli).

1. N on reproduit.
2. N on reproduit.
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Wie bereits in unserem Telegramm bemerkt, ist die Ausfuhr gewisser Artikel vom 
15. Juli an, und zwar nach allen Ländern, nur noch auf Grund einer besonderen 
Ausfuhrbewilligung gestattet. Diese Einschränkung bezieht sich vorläufig nur auf 
Kohle, Koks, Brennöl, Kerosine und Gasoline, einschliesslich Brennmaterial für 
Schiffe, Getreide und Mehl, Futtermittel für Vieh, Fleisch und Fette, Gusseisen, 
Stahl (billets), Schiffsplatten und Konstruktionsstahl, Eisen- und Stahlabfälle, Fer­
romanganese, Düngmittel, Waffen, Munition und Explosivstoffe. Weitere Prokla­
mationen, wodurch die gleichen Bestimmungen auch auf andere Artikel ausgedehnt 
würden, werden in nächster Zeit erwartet.

Das Bureau o f Foreign and Domestic Commerce, bei dem eine besondere Abtei­
lung (Division o f Export Licenses) eingerichtet worden ist, hat zu verschiedenen 
Malen bekannt gemacht, dass der ordentliche Geschäftsgang sowenig als möglich 
gestört und die Bewilligungen mit möglichster Promptheit (innerhalb drei Tagen) 
ausgestellt werden sollen. Im letzten Moment wurde, entgegen den früheren Absich­
ten des Departementes, beschlossen, auch das New Yorker Bureau des Bureau o f  
Foreign and Domestic Commerce zu ermächtigen, Ausfuhrbewilligungen auszustel­
len. Die Gesuche können auf besonderen amtlichen Formularen bei sämtlichen Fi- 
lial-Bureaus des genannten Bureaus eingereicht werden. Nur in gewissen Fällen, 
oder wenn es sich um prinzipielle Fragen handelt, ist der Entscheid des Bureaus in 
Washington einzuholen.

Der Export Council setzt sich nun wie folgt zusammen: Vance McCormick (Lei­
ter der letzten Wahlcampagne für Präsident Wilson) als Vertreter des Staatsdepar- 
tementes, Vorsitzender des Export Council.; Mr. Edward N. Hurley (Vizepräsident 
der Federal Trade Commission), Vertreter des Handelsdepartementes; Dr. Taylor, 
Vertreter des Landwirtschaftsdepartementes; Dr. White, Vertreter des Nahrungs­
mittelverwalters Hoover. Diese Kommission hält täglich Sitzungen ab, zur Bera­
tung der zu befolgenden Politik und von prinzipiellen Fällen. Als Sekretär der Kom­
mission ist nun Dr. E. E. Pratt, Chef des Bureau o f Foreign and Domestic Com­
merce, bezeichnet worden.

In welcher Weise und wie weit die Ausfuhr nach den neutralen Ländern beschnit­
ten werden soll, steht noch keineswegs fest. Ein neuer Beweis dafür, dass man uns 
keine unnötigen Schwierigkeiten aufzuerlegen gedenkt, erblicken wir darin, dass 
uns die Bewilligung für die Weizenladung des Dampfers «Carasa» anstandslos aus­
gestellt worden ist. Dieser Dampfer war am 11. Juli zur Aufnahme der Ladung 
bereit, und es war eine Möglichkeit vorhanden, den Dampfer noch vor dem 15. fah­
ren zu lassen. Um jedoch nicht unter einem Vorwande aufgehalten zu werden oder 
mit dem Bezug der Kohlen Schwierigkeiten zu erhalten, haben wir am 9. dies, dem 
Staatsdepartement formell ein Gesuch für die Ausfuhrbewilligung eingereicht, 
obschon die Ladung nicht aus amerikanischem, sondern aus kanadischem Weizen 
besteht. Das Gesuch war bis gestern dem mit der Ausstellung der Bewilligungen 
betrauten Bureau noch nicht zugekommen, doch wurde der Permit gestern abend 
ohne weiteres ausgestellt.

Anlässlich der Überreichung dieses Gesuches erklärte der stellvertretende 
Staatssekretär, Mr. Polk, wörtlich: «Ich glaube nicht, dass Sie irgendwelche Schwie­
rigkeiten haben werden» und wiederholte, dass man unsere Lage, und besonders die 
Notwendigkeit unseres Kompensationsverkehrs mit Deutschland, vollauf verstehe
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und würdige. Auch der Nahrungsmittel-Direktor Hoover äusserte sich in ähnlichem 
Sinne, gab jedoch dem Wunsche Ausdruck, dass wir angesichts der sich hier entwik- 
kelnden kritischen Nahrungsmittelsituation mit weitern Ankäufen für Getreide bis 
nach Einbringen der neuen Ernte zuwarten. Dies werde im Laufe des Augusts der 
Fall sein. Zur Zeit sei die Lage hier wirklich bedeutend ernster, als allgemein ange­
nommen werde. Die Mühlen seien zum grössten Teil geschlossen, und in New York 
seien z.B. nur für etwa 14 Tage Vorräte vorhanden. In den Zeitungen war anlässlich 
der Proklamation des Präsidenten die Rede davon, die Ausfuhr für Getreide wäh­
rend 60 Tagen ganz zu verhindern. In dieser Zeit könne man sich über die vorhande­
nen Vorräte, sowohl hier wie im Auslande, sowie über die genauen Bedürfnisse des 
eigenen Landes, der Alliierten und der Neutralen eingehend Rechenschaft ablegen 
und daraufhin eine angemessene Verteilung vornehmen. Herr Polk und Herr Hoo­
ver verneinten jedoch irgendwelche derartige Absichten.

Bei dieser Gelegenheit jedoch ersuchte uns Herr Hoover, ihm mitzuteilen, wieviel 
Getreide wir zur Zeit an gekauft, aber noch unver schifft in den Vereinigten Staaten 
liegen haben, wieviel Vorräte schwimmend und wieviel in der Schweiz vorhanden 
sind. Wir glauben, dass es sehr im Interesse der Sache liegt, wenn wir diese Angaben 
liefern. Verweigern wir dies, so wird man uns unverdienterweise verdächtigen, abge­
sehen davon, dass die gewünschten Angaben ohnehin durch andere Quellen leicht 
beschafft werden können.
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 25 juillet 1917

Handelsabkommen mit Deutschland

Geheim Mündlich.

Herr Bundespräsident erstattet Bericht über den Gang der Verhandlungen auf 
Grund der unterm 20. Juli genehmigten Instruktion an die schweizerischen Dele­
gierten. Die auswärtige Delegation des Bundesrates hat seither mit den schweizeri­
schen Unterhändlern mehrere Konferenzen abgehalten und ihnen vorbehältlich der 
Genehmigung durch den Bundesrat weitere Instruktionen erteilt.

Die Verhandlungen gestalten sich sehr schwierig. Obschon Deutschland erklärt, 
es ziehe eigentlich vor, ein neues Abkommen nicht zu schliessen, ist es bereit, dasje­
nige vom M ai1 zu ersetzen, und zwar mit Geltung bis zum 30. April 1918. Es wer­
den, allerdings ohne Garantie, monatlich 200000 Tonnen Kohle zum Preise von 
Fr. 100.- pro Tonne offeriert, während gegenwärtig Fr. 60.- bezahlt werden. Der 
geforderte Eisenpreis wird von Fr. 60.- auf Fr. 90.- erhöht. Neben diesen Preiserhö­
hungen wird ein monatliches Anleihen von 2lVi Millionen Fr. verlangt. Erhöhung 
der Preise und Anleihen sollen zusammen 40 Millionen monatlich ausmachen.

1. Non reproduit. Cf. E 2001 (B) 1,96.
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